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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht München
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 KR 1563/18
Datum 30.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Verbeitragung einer Kapitalleistung in HÃ¶he
von 141.602,96 EUR in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung.

Der 1957 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten freiwillig kranken- und
pflegeversichert. Der KlÃ¤ger erhielt am 01.02.2018 von der Zahlstelle B.
(nunmehr: B.) eine Kapitalleistung in HÃ¶he von 141.602,96 EUR aus einer
Direktversicherung, die der damalige Arbeitgeber fÃ¼r den KlÃ¤ger zur
Altersvorsorge abgeschlossen hat.

Mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid vom 26.03.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 29.08.2018 (zugestellt am 07.09.2018) wurde diese
Auszahlung der Verbeitragung unterzogen, wobei fÃ¼r einen zehnjÃ¤hrigen
Zeitraum nach dem 01.03.2018 ein 1/120 der Auszahlungssumme als monatliche
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Beitragsbemessungsgrundlage herangezogen wurde.

Hiergegen richtet sich die Klage vom 01.10.2018 zum Sozialgericht MÃ¼nchen. Der
KlÃ¤ger sei seit dem 01.08.2015 arbeitslos und beziehe seit dem 22.04.2017 kein
Arbeitslosengeld mehr. Auch Sozialleistungen wÃ¼rden nicht in Anspruch
genommen. Im April 2017 habe er im Alter von 60 Jahren die Auszahlung der
Betriebsrente in Form einer Einmalzahlung beantragt, um damit die Zeit bis zum
gesetzlichen Renteneintrittsalter von 63 Jahren und 11 Monaten finanziell
Ã¼berbrÃ¼cken zu kÃ¶nnen. Die Versicherungsleistungen seien nur dann
VersorgungsbezÃ¼ge, wenn diese der Sicherung des Lebensstandards nach dem
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, also nach dem Eintritt in die Rente, dienen
wÃ¼rden. Er habe die Leistungen aber deutlich vor dem Beginn des gesetzlichen
Renteneintrittsalters erhalten. Die Versicherungsleistungen wÃ¼rden mithin
Ã�berbrÃ¼ckungsfunktion haben (Verweis auf Urteil des Bundessozialgerichts vom
20.07.2017, B 12 KR 12/15 R).

Der KlÃ¤ger beantragt sachdienlich gefasst: Der Bescheid vom 26.03.2018 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29.08.2018 wird aufgehoben.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger sei seit dem 23.04.2017 bei der Beklagten zum Mindestbeitrag freiwillig
versichert, da der KlÃ¤ger bis dato Ã¼ber keinerlei Einkommen verfÃ¼gt habe. Am
01.02.2018 habe er von der B. die streitgegenstÃ¤ndliche Betriebsrente in Form
einer Einmalauszahlung in HÃ¶he von 141.602,96 EUR erhalten. Diese
Kapitalisierung sei der Beitragsbemessung ab dem 01.03.2018 zu Grunde gelegt
worden. Die Kapitalzahlung stelle eine betriebliche Altersrente des KlÃ¤gers dar und
sei daher den VersorgungsbezÃ¼gen zuzurechnen. Das vom KlÃ¤ger genannte
Urteil des Bundessozialgerichts sei auf freiwillig versicherte Mitglieder nicht
anzuwenden.

Das Gericht hat sodann mit richterlichem Hinweis vom 06.05.2019 darauf
hingewiesen, dass die Beklagte zur Ã�berbrÃ¼ckungsfunktion der Zahlung noch
nichts dargelegt habe. Es bat um Vorlage der streitigen VertrÃ¤ge, auf denen die
Auszahlung beruhte mitsamt Nachweis des Zahlungseingangs. Auch bat es um
Schilderung des beruflichen Werdegangs des KlÃ¤gers, insbesondere der
beruflichen Funktion, die er fÃ¼r den ehemaligen Arbeitgeber ausgeÃ¼bt habe.

Der KlÃ¤ger legte daraufhin ein Schreiben der B. vom 10.08.2015 vor. Die B. legt
dar, dass sie den unverfallbaren Anspruch des KlÃ¤gers auf betriebliche
Altersversorgung gemÃ¤Ã� der Versorgungsordnung "B. kapitalPlus 2006" aufgrund
des vorzeitigen Ausscheidens neu ermittelt habe. Die Ermittlung wird in der Anlage
zum Schreiben dargelegt. Die Anwartschaft sei nach Â§ 1 des
Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) unverfallbar. Bei Eintritt des Versorgungsfalls
(Vollendung des 60. Lebensjahres oder Eintritt in die gesetzliche Rente,
Erwerbsminderung, Tod) werde gebeten, sich mit der B. in Verbindung zu setzen.
GemÃ¤Ã� Rentenauskunft vom 13.08.2018 beginnt der Eintritt in die
Regelaltersrente am 01.03.2023. Zuletzt war der als Maschinenbauingenieur
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ausgebildete KlÃ¤ger als ReprÃ¤sentant des In-Service Support TP400/Tyne tÃ¤tig.

GemÃ¤Ã� der Konzernbetriebsvereinbarung Ã¼ber "B. kapitalPlus 2006" bildet
diese eine betriebliche Altersvorsorge des B.-Konzerns. Die Unverfallbarkeit der
Anwartschaft richtet sich nach Â§ 1b BetrAVG, der Versorgungsfall wird bei
Erreichen der Regelaltersgrenze oder â�� bei Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
vor zwischen dem 60. Lebensjahr und der Regelaltersgrenze â�� vorzeitig ab
diesem Zeitpunkt (Ziffer 6.3.2.1 und Ziffer 6.3.2.2 der
Konzernbetriebsvereinbarung) ausgelÃ¶st.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts auf den
Inhalt der Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Gerichtsakte des hiesigen
Verfahrens Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet. Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide
sind rechtlich nicht zu beanstanden und beschweren den KlÃ¤ger nicht im Sinne
von Â§ 54 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Der KlÃ¤ger ist bei der Beklagten freiwillig krankenversichert. Rechtsgrundlage
fÃ¼r die Beitragserhebung wÃ¤hrend dieses Zeitraums war Â§ 240
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) in der Fassung vom 01.01.2018 bis zum
31.12.2018. Â§ 240 SGB V bestimmt Ã¼ber die beitragspflichtigen Einnahmen
freiwilliger Mitglieder, dass die Beitragsbelastung die gesamte wirtschaftliche
LeistungsfÃ¤higkeit des freiwilligen Mitglieds berÃ¼cksichtigen soll. Dabei sind bei
der Bestimmung der wirtschaftlichen LeistungsfÃ¤higkeit mindestens die
Einnahmen zu berÃ¼cksichtigen, die bei einem vergleichbaren
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigten der Beitragsbemessung zugrunde zu legen
wÃ¤ren. Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 der vom Vorstand des Spitzenverbandes Bund der
Krankenkassen auf der Grundlage des Â§ 240 Abs. 1 SGB V beschlossenen
"Einheitlichen GrundsÃ¤tze zur Beitragsbemessung freiwilliger Mitglieder der
gesetzlichen Krankenversicherung und weiterer Mitgliedergruppen sowie zur
Zahlung und FÃ¤lligkeit der von Mitgliedern selbst zu entrichtenden BeitrÃ¤ge" â��
BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze Selbstzahler â�� in der Fassung vom 28.11.2018
bestimmt, dass fÃ¼r die freiwilligen Versicherten das Arbeitsentgelt, das
Arbeitseinkommen, der Zahlbetrag der Rente der gesetzlichen Rentenversicherung,
der Zahlbetrag der VersorgungsbezÃ¼ge sowie alle Einnahmen und Geldmittel, die
fÃ¼r den Lebensunterhalt verwandt werden kÃ¶nnen ohne RÃ¼cksicht auf ihre
steuerliche Behandlung der Beitragsbemessung als Einnahmen zugrunde zu legen
sind. Demnach reicht es fÃ¼r die Beitragspflichtigkeit der vom KlÃ¤ger erhaltenen
Kapitalleistung wÃ¤hrend seiner freiwilligen Versicherung aus, dass die Einnahmen
geeignet waren, fÃ¼r den Lebensunterhalt verwandt zu werden. Es ist dagegen
nicht erforderlich, dass es sich bei der Kapitalleistung des KlÃ¤gers um einen
Versorgungsbezug im Sinne des Â§ 229 Abs. 1 SGB V handelt. Angesichts der
HÃ¶he der an den KlÃ¤ger gewÃ¤hrten Kapitalleistung war diese geeignet, den
laufenden Lebensunterhalt des freiwillig versicherten KlÃ¤gers zu finanzieren.
Damit bestimmte die Kapitalleistung mit Ã¼ber die wirtschaftliche
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LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers. Mit Recht hat demnach die Beklagte in ihrem
Bescheid vom 26.03.2018 die Leistung bei der Beitragsbemessung fÃ¼r die
freiwillige Versicherung berÃ¼cksichtigt (vgl. insoweit auch Landessozialgericht
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14. November 2019 â�� L 1 KR 16/18 -, Rn. 23,
juris).

Es ist zudem rechtlich nicht zu beanstanden, dass die Beklagte zur Verbeitragung
der streitgegenstÃ¤ndlichen Zahlung eine Aufteilung auf 10 Jahre (120 Monate)
vornahm und bzgl. der Krankenversicherung den allgemeinen Beitragssatz von
14,6% plus individuellen Zusatzbeitrag in HÃ¶he von 0,7 % anwandte (vgl. Bescheid
vom 26.03.2018). Denn die streitgegenstÃ¤ndliche Leistung ist nach der
Ã�berzeugung der Kammer ein Versorgungsbezug im Sinne von Â§ 229 Abs. 1 Nr. 5
SGB V. Die Verbeitragung nach dem allgemeinen Beitragssatz ergibt sich sodann
aus Â§ 240 Abs. 2 S. 5 i. V. m. Â§ 248 Abs. 1 S. 1 SGB V. Er betrÃ¤gt 14,6 % der
beitragspflichtigen Einnahmen, Â§ 241 SGB V.

Die Aufteilung in 120 Monatsanteile ergibt sich aus Â§ 5 Abs. 4
BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze Selbstzahler. Dieser bestimmt: "Die in Form nicht
regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrender Leistungen gewÃ¤hrten VersorgungsbezÃ¼ge,
Leistungen aus einer befreienden Lebensversicherung sowie Leistungen von
Versicherungsunternehmen, die wegen einer EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit
oder zur Alters- oder Hinterbliebenenversorgung gezahlt werden, sind vom
Zeitpunkt des auf die Auszahlung folgenden Monats dem jeweiligen Beitragsmonat
mit einem 1/120 des Zahlbetrags der Leistung fÃ¼r 120 Monate zuzuordnen."

Â§ 5 Abs. 4 BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze Selbstzahler und Â§ 248 Satz 1 SGB V
sind hierbei sachlich nur auf aus den beitragspflichtigen Einnahmen der
VersorgungsbezÃ¼ge zu tragende BeitrÃ¤ge anwendbar. Welche Einnahmen als
VersorgungsbezÃ¼ge gelten, regelt die Legaldefinition des Â§ 229 SGB V (Propp in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl. 2016, Â§ 248 SGB V, Rn. 19). Renten der
betrieblichen Altersvorsorge gelten insoweit als Versorgungsbezug (Propp, a.a.O.,
Rn. 20).

Leistungen sind dann der betrieblichen Altersversorgung zuzurechnen, wenn sie die
Versorgung des Arbeitnehmers im Alter bezwecken, also der Sicherung des
Lebensstandards nach dem Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem Erwerbsleben
dienen sollen. Durch diese Zwecksetzung unterscheidet sich die betriebliche
Altersversorgung von sonstigen Zuwendungen des Arbeitgebers, etwa solchen zur
Ã�berbrÃ¼ckung erwarteter Arbeitslosigkeit oder Abfindungen fÃ¼r den Verlust des
Arbeitsplatzes (vgl. LSG Bayern, Urteil vom 07.03.2019, Az. L 20 KR 335/18).

Die Kammer rÃ¼ckt von ihrer im Verfahren geÃ¤uÃ�erten Auffassung ab, dass die
von der B. ausgezahlten BezÃ¼ge bis zum Erreichen des Regel-Renteneintrittsalters
Ã�berbrÃ¼ckungsfunktion haben. Aus der Konzernbetriebsvereinbarung Ã¼ber "B.
kapitalPlus 2006" (Bl. 55 ff. der Gerichtsakte), die der Kammer erst nach den
entsprechenden Hinweisen vorgelegt wurde, ergibt sich der Zweck der
Alterssicherung bereits aus der PrÃ¤ambel ("bildet neben der gesetzlichen Rente
und der privaten Eigenvorsorge eine der drei wichtigen SÃ¤ulen im
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Alterssicherungssystem"). Auch wird in Ziffer 6.3 zum Versorgungsfall die
Zuwendung jeweils entweder als "Altersleistung" (sofern die Summe mit dem
Erreichen des Regel-Renteneintrittsalters ausgekehrt wird, Ziffer 6.3.2.1) oder als
"vorzeitige Altersleistung" (sofern die Summe zwischen dem 60. und dem Erreichen
des Regel-Renteneintrittsalters ausgekehrt wird, Ziffer 6.3.2.2) bezeichnet. Letztere
Bestimmung ist beim KlÃ¤ger (in Verbindung mit der Klausel 4.5.2 der
Konzernbetriebsvereinbarung) einschlÃ¤gig: Es handelt sich von der Zwecksetzung
der Leistung (vorzeitige Altersleistung) gerade nicht um eine
Ã�berbrÃ¼ckungsleistung. Dies wird auch aus Ziffer 6.3.5 deutlich, wonach nur bei
Bezug von Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit ein Anspruch auf ein
monatliches Ã�berbrÃ¼ckungsgeld erworben werden kann. Nur in diesem Fall sieht
die Konzernbetriebsvereinbarung eine Ã�berbrÃ¼ckungsfunktion von ausgezahlten
Geldern vor.

Mithin ist der Auffassung der Beklagten beizustimmen, dass die Auszahlung
vorliegend als vorgezogene Betriebsrente (betriebliche Direktzusage nach Â§ 1
BetrAVG) zu bewerten ist. Es handelt sich jedoch nicht um eine vorzeitige
Altersleistung im Sinne von Â§ 6 BetrAVG. Denn legt die Versorgungszusage eine
frÃ¼here, vor Erreichen der Regelaltersgrenze liegende feste Altersgrenze fest, so
kÃ¶nnen schon ab dem Erreichen dieser Altersgrenze betriebliche Ruhegelder
ungekÃ¼rzt in Anspruch genommen werden. Es handelt sich dann nicht um
vorgezogene betriebliche Leistungen, selbst wenn die gesetzliche Rente nur als
vorgezogenes Ruhegeld bezogen werden kann (Schipp in: Henssler/Willemsen/Kalb,
Arbeitsrecht Kommentar, 8. Aufl. 2018, Â§ 6 BetrAVG, Rn. 1). So liegt der Fall hier:
Gem. Ziffer 4.5.2 der Konzernbetriebsvereinbarung hat der KlÃ¤ger mit seinem
Ausscheiden aus der B. eine unverfallbare Anwartschaft erworben, die sodann gem.
Ziffer 6.3.2.2 der Konzernbetriebsvereinbarung mit dem Erreichen des 60.
Lebensjahres ungekÃ¼rzt in Anspruch genommen werden konnte. Entsprechend
ging der durch die leistende Institution vorgeprÃ¤gte Charakter als
Versorgungsbezug durch die vorzeitige Auszahlung nicht nachtrÃ¤glich verloren
(vgl. BSG, Urteil vom 29. Juli 2015 â�� B 12 KR 18/14 R -, Rn. 23, juris).

Dem entspricht, dass das BSG fÃ¼r eine zum 60. Lebensjahr erbrachte Zuwendung
einen Bezug zur Altersabsicherung bereits als gegeben angesehen hat (vgl. BSG,
Urt. v. 25.04.2007 â�� B 12 KR 25/05 R, Rn. 22; ebenso LSG Bayern, Urteil vom
07.03.2019, Az. L 20 KR 335/18). Dem Argument, dass keine Altersversorgung
vorliegen wÃ¼rde, wenn die Auszahlung einige Jahre vor dem Regelrentenalter
erfolgt ist, ist daher nicht zu folgen. Eine "Ã�berbrÃ¼ckungsfunktion" nimmt das
BSG nur fÃ¼r den Fall an, dass ein Zusammenhang mit einem nicht vom
Arbeitnehmer zu verschuldenden Arbeitsplatzverlust besteht (vgl. insoweit auch
Ziffer 6.3.5 der Konzernbetriebsvereinbarung, die genau diesen Fall regelt). Bei dem
KlÃ¤ger liegt aufgrund der Auszahlung zum 60. Lebensjahr zum einen ein Bezug zur
Altersvorsorge vor und zum anderen ist aus der konkreten Vertragsausgestaltung
der Konzernbetriebsvereinbarung der Zweck einer Ã�berbrÃ¼ckungsfunktion fÃ¼r
einen Arbeitsplatzverlust im Falle der Versorgung des KlÃ¤gers nach Ziffer 6.3.2.2
der Konzernbetriebsvereinbarung nicht ableitbar.

Der neue Freibetrag nach Â§ 226 Abs. 2 S. 2 SGB V in der Fassung ab dem
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01.01.2020 gilt nicht fÃ¼r freiwillig Versicherte und kommt fÃ¼r den KlÃ¤ger daher
mit Eintritt in die Krankenversicherung der Rentner, fÃ¼r die er nach eigener
Aussage die Voraussetzungen erfÃ¼llt, in Betracht.

Nach allem ist die Klage abzuweisen. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 
193 SGG.

Erstellt am: 27.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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